Sehr geehrte Krefelderinnen und Krefelder, Herr OB, Damen und Herren Ratsmitglieder und MitarbeiterInnen der Verwaltung!
DIE LINKE. Ratsfraktion Krefeld will Minderjährige vor den Anwerbeaktivitäten der Bundeswehr in den Krefelder Jobcentern schützen. Darum fordern wir

1)Der Rat spricht sich gegen die Vermittlung von minderjährigen, erwerbslosen Jugendlichen 

an die Bundeswehr durch das Jobcenter aus. 

2)

Der Rat erteilt den Vertreterinnen der Stadt in der Trägerversammlung des Jobcenters die 

Weisung, sich dafür einzusetzen, dass keine Vermittlungen von minderjährigen 

Jugendlichen an die Bundeswehr durch das Jobcenter erfolgen. 

Und wir wollen, dass die Vertreterinnen unserer Stadt dem Rat zeitnah einen Bericht über ihre Bemühungen vorlegen.
Die Gründe für unseren Antrag sind antimilitaristische und humanistische.

Seit der Abschaffung der Wehrpflicht in der BRD braucht die Bundeswehr freiwilliges Menschenmaterial.
 Sie verstärkt daher ihre Anwerbetätigkeit vor Allem  in Schulen und Jobcentern.
2014 wurden durch „Karriereberater“ der BW in Jobcentern, Berufsinformationszentren und Arbeitsagenturen 1.000 Vorträge gehalten, deutlich mehr als 2013 und 2012. Diese Zahl haben wir aus einer Antwort der Bundesregierung. Leider hat die BW mit dem Einsatz von rund 100 „Jugendoffizieren“ und 400 „Karriereberatern“ auch Erfolg:
2014 konnte die BW so über 1.000 unter 18-jährige dazu bringen, sich zu verpflichten.
2015 waren es mindestens 1.348 17-jährige, die sich für bis zu 12 Jahren vertraglich an das Militär verdingt haben. Stellen Sie sich das vor: Minderjährige dürfen noch nicht wählen. Unter 21 Jahren gilt mensch vor Gericht als „heranwachsend“ und kann noch nach  Jugendstrafrecht verurteilt werden. Weil eben oft die nötige Reife noch fehlt, die Konsequenzen des eigenen Handelns genügend zu erfassen. Aber eine so weitreichende Entscheidung, die Entscheidung sich jahrelang in Lebensgefahr zu bringen, die sollen Minderjährige treffen? 
Das Vorgehen der BW wird daher von der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaften und vom Kinderhilfswerk „Terre des hommes“ scharf kritisiert. (Quelle: http://www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/kinder-im-visier-der-bundeswehr
>dort kann auch die sehr aufschlussreiche Zeitung „Kinder im Visier“ der GEW und des Kinderhilfswerks bestellt und runtergeladen werden)
GEW und Terre des hommes pochen auf die UN-Kinderrechtskonvention. Auch wir wollen das Grundprinzip der UN-Kinderrechtskonvention durchgesetzt sehen: Das Wohl aller Menschen unter 18 Jahren hat oberste Priorität zu haben! Auch gegenüber der Bundeswehr.
Wir reden hier nicht über einen „normalen“ Job. Beim Bund wird mensch nicht nur zum Töten und Sterben ausgebildet. Über 100 Bundeswehrsoldaten starben seit 1992 bei Auslandseinsätzen. Rund 500 Soldaten meldeten sich 2015 mit Posttraumatischen Belastungsstörungen. 
(Quelle: http://daserste.ndr.de/panorama/aktuell/bundeswehr181.html)
Es wäre das Mindeste, dass die Jobcenter keine Minderjährigen an dieses höchst riskante Unternehmen vermitteln. Deshalb gehen wir davon aus, daß der Krefelder Stadtrat verantwortungsbewusst handelt und unserem Antrag zustimmt.

 

�  Mit diesem Begriff will ich nicht die jungen Menschen angreifen. Es geht um den Umgang der Bundeswehr 


   mit ihnen. Denn die BW geht mit ihren Werbekampagnen eben so vor, als wären die Minderjährigen keine 


   schützenswerten Personen. Sie klärt sie in ihrer Werbung nicht einmal über die lebensgefährlichen Risiken im 


   Militärdienst auf. Für die BW sind sie Material für Kriegseinsätze um Rohstoffe und Absatzmärkte.  





